
 

 

 

 
 
 

Vorlage-Nr. 
2030/2008 

Der Oberbürgermeister  

Dezernat, Dienststelle 
OB/01/01/18 

 Freigabedatum 
 

 

Beschlussvorlage 

 

zur Behandlung in öffentlicher Sitzung
 
Betreff 
Änderung der Hauptsatzung 
 

 
Beschlussorgan 
Rat 
 
 
 
Beratungsfolge  Abstimmungsergebnis 
 
Gremium 

 
Datum/ 
Top 

zugestimmt 
Änderungen 
s. Anlage 
Nr.

abge-
lehnt 

zu-
rück-
ge-
stellt

 
verwiesen in 

ein-
stim-
mig 

mehr- 
heitlich 
gegen 

Bezirksvertretung 5 (Nippes) 12.06.2008       

Ausschuss Allgemeine 
Verwaltung und Rechtsfragen 

16.06.2008       

Bezirksvertretung 2 
(Rodenkirchen) 

16.06.2008       

Bezirksvertretung 3 
(Lindenthal) 

16.06.2008       

Bezirksvertretung 4 (Ehrenfeld) 16.06.2008       

Bezirksvertretung 9 (Mülheim) 16.06.2008       

Bezirksvertretung 7 (Porz) 17.06.2008       

Bezirksvertretung 1 
(Innenstadt) 

19.06.2008       

Bezirksvertretung 6 
(Chorweiler) 

19.06.2008       

Bezirksvertretung 8 (Kalk) 19.06.2008       

Rat 24.06.2008       

 
 
Beschlussvorschlag einschl. Deckungsvorschlag, Alternative 
 
Der Rat beschließt die Hauptsatzung in der in Anlage 2 enthaltenen Fassung.  
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 
 
Nein  

 
ja, Kosten der Maßnah-
me 

Zuschussfähige Maßnahme 
ggf. Höhe des Zuschusses 

 
nein 

 
ja 

   Jährliche Folgekosten 
   a) Personalkosten             b) Sachkosten 

    €  % €   € € 

 
Jährliche Folgeeinnahmen (Art, Euro) Einsparungen (Euro) 
  

 
 
 
Problemstellung des Beschlussvorschlages, Begründung, ggf. Auswirkungen 
 

Aufgrund der Reform der Gemeindeordnung NRW (GO) im letzten Jahr sind Änderungen der 
Hauptsatzung erforderlich. Vorwiegend handelt es sich um redaktionelle Anpassungen:  

- Aktualisierung der Verweise zur GO aufgrund geänderter Paragraphen-Nummern, 

- Amtsbezeichnung 'Bezirksvorsteher' wird ersetzt durch 'Bezirksbürgermeister', 

- neue Anrede 'Ratsmitglied' statt 'Mitglied des Rates' für gewählte Ratsmitglieder (im Ge-
gensatz zum Oberbürgermeister, der nach § 40 Abs. 2 GO Mitglied kraft Gesetzes ist),  

- Vorschlag der neuen Regelungen § 12a Städtepartnerschaften (einschließlich Reisen in 
Partnerstädte) und § 21a Ältestenrat,  

- Anpassung der Aufwandsentschädigung für Mandatsträger (§ 25): 
Die Aufwandsentschädigung sieht für Ratsmitglieder ein Sitzungsgeld für die Teilnahme an 
jeder Rats- und Ausschusssitzung sowie jährlich höchstens 210 von einer Fraktion anbe-
raumten Sitzungen vor. Ausschussmitglieder, die nicht dem Rat angehören, erhalten für die 
Teilnahme an Ausschusssitzungen und jährlich höchstens 105 von einer Fraktion anbe-
raumten Sitzungen ein Sitzungsgeld. Es wird vorgeschlagen, dass die Mitgliedern der BV 
weiter eine Pauschale erhalten. 
 

Eine Übersicht der Änderungen (Synopse) sowie ein überarbeiteter Textentwurf der Hauptsat-
zung sind beigefügt. 

 
Weitere Erläuterungen, Pläne, Übersichten siehe Anlage(n) Nr. 
 
Anlage 1: Übersicht der Änderungen der Hauptsatzung 
Anlage 2: Textentwurf der Hauptsatzung 
 
 


